
 

  

S 8 RS 21/15

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Sachsen-Anhalt
Sozialgericht Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
Sachgebiet -
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Gepräge-Prüfung

Hauptzweck
industrielle Massenproduktion im
Bauwesen
Aussparung
VEB Straßen-, Brücken- und
Tiefbaukombinat Halle

Leitsätze 1. Zuständig für die Feststellung der
Rechtswidrigkeit eines
Feststellungsbescheids nach dem AAÜG
gemäß § 48 Abs 3 SGB X ist der Träger
des Zusatzversorgungssystems. Dieser
trägt die objektive Beweislast dafür, dass
der von ihm beanstandete
Feststellungsbescheid nach dem AAÜG
iSv § 45 SGB X von Anfang an
rechtswidrig war.

2. Es muss im Wege des Vollbeweises
nachgewiesen sein, dass die
Voraussetzungen für die erfolgte fiktive
Einbeziehung in das AAÜG nicht vorlagen.

3. Wenn die vorliegenden
Betriebsunterlagen nicht ausreichen, um
bei einem aus mehreren
unselbstständigen Teilbetrieben
bestehenden Kombinat im Wege der
„Gepräge-Prüfung“ den Hauptzweck des
VEB zum 30. Juni 1990 zu ermitteln, geht
dies im Feststellungsverfahren nach § 48
Abs 3 SGB X zulasten des
Zusatzversorgungsträgers.

4. Auf eine „Gepräge-Prüfung“ kann nur
verzichtet werden, wenn im Wege des
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Vollbeweises feststeht, dass keiner der
Betriebsteile mit der industriellen
Massenproduktion im Bauwesen
beschäftigt war (hier: VEB Straßen-,
Brücken- und Tiefbaukombinat Halle).

Normenkette SGB X § 45
AAÜG § 1 Abs 1 Satz 1
SGB X § 48 Abs 3
AAÜG § 8 Abs 5 Satz 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 RS 21/15
Datum 22.08.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 RS 15/17
Datum 15.06.2022

3. Instanz

Datum -

Â 

Das Urteil des Sozialgerichts Halle vom 22. August 2017 und der Bescheid der
Beklagten vom 20. Juli 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 3.
November 2015 werden aufgehoben.

Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers fÃ¼r beide
RechtszÃ¼ge.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand:

Â 

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die Beklagte die erfolgte Feststellung von Entgelten
fÃ¼r Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem nach dem Anspruchs-
und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz (AAÃ�G) fÃ¼r die Zeit vom 17. September 1973
bis 30. Juni 1990 als rechtswidrig feststellen durfte. 

Â 

Der 1951 geborene KlÃ¤ger hatte am 30. Oktober 1973 erfolgreich ein Hochschulstudium in
der Fachrichtung Technologie der Bauproduktion abgeschlossen und den akademischen
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Grad â��Diplom-Ingenieurâ�� erworben. Vom 17. September 1973 bis 30. Juni 1990 war er
beim VEB S. in H. (im Folgenden: VEB S.) tÃ¤tig. Er war zunÃ¤chst als â��Technologe BT
IIIâ�� [Betriebsteil]â�� bzw. spÃ¤ter im Kombinatsbetrieb [KB] 3 beschÃ¤ftigt. Zum 1.
MÃ¤rz 1980 erfolgte der Einsatz als Gruppenleiter Technologie Tiefbau. Ab dem 1.
September 1982 war er als Abteilungsleiter Technologie im Kombinatsbetrieb Mitte tÃ¤tig.
Ausweislich der Dienstzeugnisse war er zunÃ¤chst in der technologischen Bearbeitung von
BrÃ¼cken- und Tunnelbauwerken sowie Hallenbauten eingesetzt. Ab 1980 Ã¼bernahm er
die Gruppenleitung der Technologie-Tiefbau mit dem Schwerpunktvorhaben â��HAN
ErschlieÃ�ung des Wohnkomplexes S.â��. Vom 1. Juli bis 31. August 1990 war der KlÃ¤ger
als Abteilungsleiter Technik bei der H GmbH beschÃ¤ftigt. 

Â 

Der Bruttoverdienst Ã¼berstieg ab 1974 den Jahresbetrag von 7.200 M. Der KlÃ¤ger
entrichtete im Zeitraum vom 1. Juni 1974 bis 30. Juni 1990 BeitrÃ¤ge zur Freiwilligen
Zusatzrentenversicherung (FZR). Er wurde nicht in die ZusÃ¤tzliche Altersversorgung der
technischen Intelligenz (AVItech) einbezogen. 

Â 

Der VEB S. bestand ab 1979 aus juristisch unselbststÃ¤ndigen Betriebsteilen und der
Kombinatsleitung. Die Kombinatsbetriebe waren: VEB BetonwerkÂ K., VEB StraÃ�en- und
Tiefbau W2., VEB Ingenieurtiefbau M1., VEB StraÃ�enbau M2, VEB Ingenieurtiefbau N, VEB
Landschaftsgestaltung N, VEB Ingenieurtief und -brÃ¼ckenbau W1, VEB
GrÃ¼nanlagenbauÂ  Q., VEB Landschaftsgestaltung M1. 

Â 

Das Statut des VEB S. liegt nicht vor. Dieser war nach dem Statistischen Betriebsregister
der DDR dem wirtschaftsleitenden Organ â��Rat des Bezirks Halleâ�� zugeordnet. Er
gehÃ¶rte nach der Systematik der Volkswirtschaftszweige der DDR zum Wirtschaftsbereich
2 (= Bauwirtschaft) und dort zur Wirtschaftsgruppe 20291 (= Tiefbaubetriebe). 

Â 

Der VEB S. war im Rahmen der â��VerfÃ¼gung Ã¼ber die ErhÃ¶hung der Wirksamkeit der
Angebots- und Wiederverwendungsprojektierung im Bauwesenâ�� (Nr. 3/76 des
Ministeriums fÃ¼r Bauwesen) in folgenden Bereichen gelistet: Wohnungs- und
Gesellschaftsbau sowie StraÃ�en-, Ingenieur- und Tiefbau (u.a. bauliche Anlagen fÃ¼r
FreiflÃ¤chenbegrenzung und -gestaltung, EntwÃ¤sserungs- und FernwÃ¤rmeleitungen,
Kabelanlagen, SammelkanÃ¤le, WohnstraÃ�en â�� Quelle: â��Katalog Bauwesen der
Bauakademie der DDRâ��, Stand 1980).

Â 

Die vorlÃ¤ufige Schlussbilanz des VEB S. zum 28. Februar 1990 wies nach der Mitteilung
des Ministeriums der Finanzen und Preise vom 9. April 1990 eine Bilanzsumme von 282.929
TM und einen Gewinn von 5.538 TM aus. Laut Vermerk des ehemaligen Kombinatsdirektors
F. und des Rev.-Oberinspektors R. vom 9. April 1990 genÃ¼ge diese nicht den
Anforderungen einer BilanzprÃ¼fung. Eine Auflistung des Statistischen Amtes der DDR,
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Abteilung Rechnungswesen vom 6. April 1990 wies fÃ¼r die Betriebsteile die jeweilige
Bilanzsumme zum 1. MÃ¤rz 1990 aus. Auf die H GmbH entfielen 65.759 M Bilanzgewinn.
Der VEB S. war am 27. April 1990 in 9 Kapitalgesellschaften in Form von GmbH
umgewandelt worden. Diese waren am 3. und 9. Juli 1990 in das Handelsregister
eingetragen worden. In den jeweiligen GesellschaftsvertrÃ¤gen waren die GegenstÃ¤nde
der Unternehmen genannt. Nach dem Gesellschaftsvertrag des Unternehmens H GmbH war
dies die â��Vorbereitung und AusfÃ¼hrung von Bauvorhaben des Ingenieur- und
Verkehrsbausâ��. 

Â 

Mit Feststellungsbescheid vom 30. MÃ¤rz 2004 in der Fassung des Ã�nderungs-
Feststellungsbescheids vom 4. Januar 2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
29. MÃ¤rz 2012 hatte die Beklagte die ZugehÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers zur AVItech und die im
Zeitraum vom 17. September 1973 bis 30. Juni 1990 erzielten Entgelte festgestellt. Mit
weiterem Bescheid vom 26. Juni 2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 24.
September 2012 hatte die Beklagte die nach Â§ 44 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X) beantragte weitere Feststellung
von JahresendprÃ¤mien abgelehnt. Dagegen hat der KlÃ¤ger erfolglos Klage beim
Sozialgericht Halle erhoben (S 8 RS 36/12). Das Berufungsverfahren ist ausgesetzt worden
(L 1 RS 20/14).

Â 

Die Beklagte kam am 6. Juli 2015 â��nach weiteren Ermittlungenâ�� zu der
â��geÃ¤nderten Rechtsauffassungâ��, dass der VEB S. nicht zu den versorgungsrelevanten
Wirtschaftseinheiten gezÃ¤hlt habe. Dabei wurde ein Artikel â��Die Entwicklung des VEB
S.es und seine Perspektiveâ�� von dem Genossen Ober-Ingenieur F. (verÃ¶ffentlicht 1981)
zu den Verwaltungsakten genommen. Dieser war Teil der VerÃ¶ffentlichung â��Der VEB S.
H. zwischen dem VIII. und X. Parteitag der SEDâ�� (Redaktionsschluss 30. April 1981). 

Â 

Auf das Fehlen der betrieblichen Voraussetzungen fÃ¼r eine fiktive Einbeziehung wies die
Beklagte in dem Verfahren L 1 RS 20/14 unter dem 13. Juli 2015 hin.

Â 

Mit Bescheid vom 20. Juli 2015 stellte die Beklagte fest, dass das AAÃ�G nicht anwendbar
sei. Die am 30. Juni 1990 ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung beim VEB S. sei nicht in einem
volkseigenen Produktionsbetrieb (industrielle Produktion oder Bauwesen) ausgeÃ¼bt
worden (Hinweis auf Bundessozialgericht [BSG], Urteile vom 8. Juni 2004, B 4 RA 57/03 R;
vom 19. Juli 2011, B 5 RS 7/10 R). Hauptzweck des VEB S. seien ErschlieÃ�ungsarbeiten im
Wohnungs- und Gesellschaftsbau sowie Tiefbauleistungen und BrÃ¼ckenbau gewesen
(Hinweis auf HRB der Rechtsnachfolger). Die festgestellten Zeiten und Entgelte kÃ¶nnten
aber nicht nach Â§ 45 SGB X zurÃ¼ckgenommen werden. Es verbleibe bei den rechtswidrig
festgestellten Pflichtbeitragszeiten nach dem AAÃ�G. Weitere Rechte (hÃ¶here Entgelte)
kÃ¶nnten nicht hergeleitet werden.

Â 
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In seinem dagegen gerichteten Widerspruch legte der KlÃ¤ger dar, was zu den
Hauptaufgaben des VEB S. gehÃ¶rt habe, u.a. die Fertigung von Fertigbauelementen fÃ¼r
eine Sammelkanalbauweise, stadttechnische ErschlieÃ�ung von Wohnkomplexen (Bau von
StraÃ�en, FuÃ�wegen, EntwÃ¤sserungsleitungen und GrÃ¼nflÃ¤chen sowie
gesellschaftlicher Einrichtungen), BrÃ¼cken- und Tunnelbauwerke (z.B. Bahnhof Halle-
SÃ¼d) in Fertigteilbauweise, Neubautrassen fÃ¼r die StraÃ�enbahn, Herstellung und
Lieferung von Transportbeton auf Baustellen, Herstellung und Lieferung
glasfaserverstÃ¤rkter Polyesterharzprodukte. 

Â 

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 3. November 2015
zurÃ¼ck. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrte sie aus, der Hauptzweck des juristisch rechtsfÃ¤higen
Kombinats sei am 30. Juni 1990 nicht auf die massenhafte Produktion von SachgÃ¼tern
und Bauwerken wie z.B. die Errichtung von Plattenbauten ausgerichtet gewesen. 

Â 

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 3. Dezember 2015 Klage beim Sozialgericht Halle erhoben. Er
hat ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt: Der VEB S. habe dazu beigetragen, einen schnelleren
planmÃ¤Ã�igen Aufbau der DDR zu ermÃ¶glichen. Die TiefbauerschlieÃ�ung fÃ¼r den
komplexen Wohnungsbau sei rationalisiert worden (Hinweis auf den o.g. Artikel). FÃ¼r die
ErschlieÃ�ungsarbeiten seien zahlreiche Fertigteile ausschlieÃ�lich im VEB S. produziert
worden.

Â 

Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 22. August 2017 abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt: Die Beklagte habe zulÃ¤ssigerweise ihre
Feststellungsbescheide Ã¼berprÃ¼fen dÃ¼rfen. Die Zuerkennung von
Zusatzversorgungszeiten sei von Anfang an fehlerhaft gewesen. Es habe sich bei dem VEB
S. nicht um einen industriellen Bau- oder Produktionsbetrieb nach dem fordistischen Modell
gehandelt. Zu den Aufgaben hÃ¤tten Leistungen im StraÃ�enbau einschlieÃ�lich
Instandsetzungen, stÃ¤dtische VerkehrslÃ¶sungen mit Tief- und BrÃ¼ckenbau,
Versorgungsleitungen, SchÃ¤chten und AnschlÃ¼ssen gehÃ¶rt. Dies belege auch die
Zuordnung des Betriebs Ã¼ber die Wirtschaftsgruppen-SchlÃ¼ssel-Nr. 41180 zum Bereich
4 â�� â��Verkehrswesenâ��. Es sei nicht nur der Einsatz standardisierter Bauteile erfolgt.
ErschlieÃ�ungsleistungen fÃ¼r den komplexen Wohnungsbau seien keine
â��Bauwerkeâ��. Damit seien erst die Voraussetzungen fÃ¼r die spÃ¤tere massenhafte
Errichtung von Wohnungen geschaffen worden. Eine Massenproduktion von Neubauten
durch den VEB S. sei nicht erfolgt. TiefbaumaÃ�nahmen fÃ¤nden nur angepasst an die
Ã¶rtlichen Gegebenheiten statt. Im Verkehrswegebau und im Tiefbau seien keine
massenhaften, fÃ¼r die Endverbraucher gefertigten SachgÃ¼ter hergestellt worden.
SchlieÃ�lich habe auch die Produktion dem Betrieb nicht das GeprÃ¤ge gegeben.

Â 

Gegen das ihm am 4. September 2017 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 2. Oktober
2017 Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Sachsen-Anhalt eingelegt. Er hat
ausgefÃ¼hrt: Der VEB S. sei dem Wirtschaftsbereich 2 (Bauwirtschaft) zugeordnet
gewesen; dies sei maÃ�gebliches Indiz fÃ¼r einen volkseigenen Produktionsbetrieb. Es sei
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auch eine Massenproduktion von Fertigbauteilen erfolgt. UnschÃ¤dlich sei, dass jeweils die
Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse zu berÃ¼cksichtigen gewesen seien. Auch komplexe
ErschlieÃ�ungsarbeiten seien vom Begriff des â��Bauwerksâ�� erfasst (Hinweis auf TGL
7798 DDR â�� FlÃ¤chenberechnung GebÃ¤ude und bauliche Anlagen). Auch
bauvorbereitende TÃ¤tigkeiten gehÃ¶rten zur Produktionsvorbereitung und -realisierung
(Hinweis auf BSG, Urteil vom 19. Juli 2011, B 5 RS 4/10 R). Aus der VerÃ¶ffentlichung
â��Der VEB S. H. zwischen dem VIII. und X. Parteitag der SEDâ�� ergebe sich, dass die
Kombinatsbetriebe komplexe TiefbaumaÃ�nahmen und ErschlieÃ�ungsbauarbeiten im
Wohnungsbau durchgefÃ¼hrt hÃ¤tten. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts Halle vom 22. August 2017, Aktenzeichen: S
8 RS 21/15, wird der Bescheid der Beklagten vom 20. Juli 2015 in Gestalt der
Widerspruchsentscheidung vom 3. November 2015 aufgehoben. 

Die Beklagte trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers.

Â 

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. ErgÃ¤nzend hat sie ausgefÃ¼hrt:
BrÃ¼cken und StraÃ�en seien nicht in einem automatisierten und standardisierten
Herstellungsprozess serienmÃ¤Ã�ig wiederkehrend errichtet, sondern den geographischen
Gegebenheiten angepasst worden. ErschlieÃ�ungsarbeiten seien bauvorbereitend und
deshalb als bauliche Dienstleistung zu bewerten. Nicht jeder Betrieb des
Wirtschaftsbereichs 2 (Bauwirtschaft) sei ein ProduktionsdurchfÃ¼hrungsbetrieb des
Bauwesens gewesen. Aus der VerÃ¶ffentlichung â��Der VEB S. H. zwischen dem VIII. und X.
Parteitag der SEDâ�� ergebe sich ein sehr differenziertes Betriebsprofil des Kombinats. 

Â 

Auf die Anforderung des Senats zur Ã�bersendung von weiteren Betriebsunterlagen hat die
Beklagte auf die Verwaltungsakte ab der roten Trennlasche verwiesen; ferner hat sie ein
Konvolut Betriebsunterlagen vorgelegt. Weitere Unterlagen seien nicht vorhanden und
weitere ErmittlungsmÃ¶glichkeiten kÃ¶nnten nicht aufgezeigt werden.

Â 

Der Senat hat die Gerichtsakte L 1 RS 20/14 beigezogen. Wegen der weiteren Einzelheiten
des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten
und die Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen. Diese Unterlagen sind
Gegenstand der Entscheidungsfindung des Senats gewesen.
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Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

A.

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers ist nach Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft und auch
im Ã�brigen zulÃ¤ssig gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG, da die beabsichtigte
Aussparung laufende Rentenleistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr betreffen wÃ¼rde. 

Â 

B.

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers hat Erfolg. 

Â 

Der Bescheid der Beklagten vom 20. Juli 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 3. November 2015 ist rechtswidrig und beschwert den KlÃ¤ger i.S. der Â§Â§ 153 Abs. 1
, 54 Abs. 2 Satz 1 SGG. Der Feststellungsbescheid vom 30. MÃ¤rz 2004 in der Fassung des
Ã�nderungs-Feststellungsbescheids vom 4. Januar 2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 29. MÃ¤rz 2012 durfte nicht als von Anfang an rechtswidrig
festgestellt werden.

Â 

I.

Â 

Die Voraussetzungen des Â§ 48 Abs. 3 Satz 2 SGB X liegen hier dem Grunde nach vor. Nach
dieser Regelung darf, wenn einem rechtmÃ¤Ã�igen begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt
(=Rentenbescheid nach dem SGB VI) ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt
(=Feststellungsbescheid nach dem AAÃ�G) zugrunde liegt, der nach Â§ 45 SGB X nicht
zurÃ¼ckgenommen werden kann, die neu festzustellende Leistung (=jÃ¤hrliche
Rentenanpassung gemÃ¤Ã� Â§ 65 SGB VI) nicht Ã¼ber den Betrag hinausgehen, wie er
sich der HÃ¶he nach ohne BerÃ¼cksichtigung der Bestandskraft ergibt.

Â 

Dadurch wird erreicht, dass ein â�� wegen der UnzulÃ¤ssigkeit der RÃ¼cknahme eines
rechtswidrigen Bescheids â�� bestehender Bestandsschutz gewahrt bleibt. Jedoch wird
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durch die â��Aussparungâ�� von kÃ¼nftigen Ã�nderungen zugunsten des BegÃ¼nstigten
der zu Unrecht gewÃ¤hrte Vorteil im Laufe der Zeit abgeschmolzen (vgl. SchÃ¼tze in: SGB
X, Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz, 9. Aufl., Â§ 48 SGB X, Rdnr. 34).

Â 

1.

Â 

Der Feststellungsbescheid vom 30. MÃ¤rz 2004 in der Fassung des Ã�nderungs-
Feststellungsbescheids vom 4. Januar 2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
29. MÃ¤rz 2012 durfte von der Beklagten nicht gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 1, 2 SGB X
zurÃ¼ckgenommen werden. Insoweit fehlte schon die dafÃ¼r erforderliche
BÃ¶sglÃ¤ubigkeit des KlÃ¤gers sowie die einzuhaltende Frist von zwei Jahren.

Â 

2.

Â 

Die Beklagte war als VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r die Zusatzversorgungssysteme zustÃ¤ndig
fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber die Rechtswidrigkeit des Feststellungsbescheids. Sie war als
der VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r die Zusatzversorgungssysteme befugt, einen
selbststÃ¤ndigen Feststellungsbescheid zu erlassen. Dieser stellte als Grundlagenbescheid
fÃ¼r den RentenversicherungstrÃ¤ger verbindlich die Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zum
AAÃ�G sowie die dort erzielten Entgelte fest (Â§ 8 Abs. 5 Satz 2 AAÃ�G). Zu den Aufgaben
des VersorgungstrÃ¤gers fÃ¼r die Zusatzversorgungssysteme gehÃ¶ren jedoch nicht die
Rentenbewilligung sowie der Erlass von Rentenanpassungsbescheiden. Dies ist allein
Aufgabe des RentenversicherungstrÃ¤gers. Dieser wiederum ist bei der Rentenbewilligung
sowie der jÃ¤hrlichen Rentenanpassungen an die bestandskrÃ¤ftigen
Feststellungsbescheide nach dem AAÃ�G gebunden.

Â 

Die Beklagte hatte daher als VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r die Zusatzversorgungssysteme auch
die Entscheidung zur Rechtswidrigkeit des Feststellungsbescheids zu treffen (so auch: LSG
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25. Oktober 2012, L 22 R 58/12; Urteil vom 8. Juni 2020, L
16 R176/18; ThÃ¼ringer LSG, Urteil vom 10. April 2013, L 12 R 109/10; SÃ¤chsisches LSG,
Urteil vom 4. Juni 2020, L 7 R 658/19 ZV).

Â 

3.

Â 

Der streitige Bescheid vom 20. Juli 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 3.
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November 2015 ist in formeller Hinsicht nicht zu beanstanden.

Â 

a.

Â 

Der Bescheid ist hinreichend bestimmt im Sinne von Â§ 33 Abs. 1 SGB X. Er enthÃ¤lt den
eindeutigen VerfÃ¼gungssatz, dass die zugrundeliegenden Feststellungsbescheide nicht
zurÃ¼ckgenommen werden dÃ¼rfen und die rechtswidrig festgestellten Zeiten und
Entgelte verbleiben. AusdrÃ¼cklich ist auch angefÃ¼hrt worden, dass â��weitere Rechte
(hÃ¶here Entgelte)â�� nicht hergeleitet werden kÃ¶nnen (anders fÃ¼r den Fall eines nicht
eindeutig erkennbaren VerfÃ¼gungssatzes: LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25.
Oktober 2012, a.a.O. Rn. 33).

Â 

b.

Â 

Die nach Â§ 24 Abs. 1 SGB X vorgeschriebene AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers war erfolgt. Auf das
Fehlen der betrieblichen Voraussetzungen fÃ¼r eine fiktive Einbeziehung wies die Beklagte
unter dem 13. Juli 2015 in dem Rechtsstreit L 1 RS 20/14 hin. Dieses an das Sozialgericht
gerichtete Schreiben wurde dem KlÃ¤ger zur Kenntnisnahme weitergeleitet.

Â 

II.

Â 

Der Senat konnte sich nicht davon Ã¼berzeugen, dass der Feststellungsbescheid vom 30.
MÃ¤rz 2004 in der Fassung des Ã�nderungs-Feststellungsbescheids vom 4. Januar 2012 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 29. MÃ¤rz 2012 von Anfang an rechtswidrig
gemÃ¤Ã� Â§ 45 SGB X war.

Â 

1.a.

Â 

Die objektive Beweis- und Feststellungslast fÃ¼r das Vorliegen von Rechtswidrigkeit von
Anfang an des beanstandeten Bescheids liegt beim Feststellungsverfahren nach Â§ 48 Abs.
3 SGB X bei der Beklagten. Diese beruft sich auf die Rechtswidrigkeit ihrer Bescheide und
leitet daraus die Befugnis ab, die bestandskrÃ¤ftigen Feststellungen nach dem AAÃ�G fÃ¼r
rechtswidrig zu erklÃ¤ren. Bei der Feststellung der Rechtswidrigkeit nach Â§ 48 Abs. 3 SGB
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X gelten die gleichen GrundsÃ¤tze wie bei einer BescheidrÃ¼cknahme nach Â§ 45 Abs. 1
SGB X (vgl. etwa: BSG, Urteil vom 25. Juni 2015, B 14 AS 30/14 R [19] fÃ¼r das Vorliegen
von Einkommen; BSG, Urteil vom 10. September 2013, B 4 AS 89/12 R [32] fÃ¼r das
Vorliegen von Rechtswidrigkeit von Anfang an; BSG, Urteil vom 8. September 2010, B 11 AL
4/09 R [23] fÃ¼r eine Verletzung von Mitteilungspflichten; SÃ¤chsisches LSG, Urteil vom 4.
Juni 2020, L 7 R 658/19 ZV [102]; so auch: SchÃ¼tze in SGB X, a.a.O. Â§ 48 Rdnr. 36
m.w.N.). Insoweit liegt nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast das Risiko der
Nichterweislichkeit der anfÃ¤nglichen Rechtswidrigkeit der Feststellungen von Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit zum AAÃ�G sowie der dort erzielten Entgelte (Â§ 8 Abs. 5 Satz 2 AAÃ�G) bei
der Beklagten. 

Â 

Es handelt sich hier gerade nicht um einen Fall des erforderlichen Nachweises einer
anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsache durch einen Antragsteller, welcher die Einbeziehung in
ein Zusatzversorgungssystem begehrt. Dieser wÃ¼rde in einem solchen Fall nach
allgemeinen prozessualen GrundsÃ¤tzen die Beweislast tragen (so BSG, Urteil vom 9. Mai
2012, B 5 RS 7/11 R [26] zum Inhalt der am 30. Juni 1990 ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit). 

Â 

Eine Umkehr der Beweislast zulasten des KlÃ¤gers scheidet hier aus. Dies ist insbesondere
anzunehmen bei Beweisvereitelungen, etwa aufgrund fehlender Mitwirkung oder
unterlassener Angaben von Tatsachen, die allein in dem Verantwortungsbereich des
Leistungsbeziehers liegen. In diesen FÃ¤llen ist die fehlende Nichterweislichkeit einer
Tatsache in der SphÃ¤re des Antragstellers begrÃ¼ndet, der die SachverhaltsaufklÃ¤rung
in der Hand hÃ¤tte (BSG, Urteil vom 15. Juni 2016, B 4 AS 41/15 R [30]). Ein solcher Fall
liegt hier nicht vor.

Â 

b.

Â 

Der maÃ�gebliche MaÃ�stab des Vollbeweises verlangt die volle Ã�berzeugung vom
Vorliegen der Rechtswidrigkeit der erfolgten Einbeziehung in das AAÃ�G von Anfang an.
Dabei ist allerdings keine absolute Gewissheit notwendig. Vielmehr reicht eine mit an
Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit. Restzweifel sind unschÃ¤dlich, soweit sie sich
nicht zu gewichtigen Zweifeln verdichten (BSG; Urteil vom 5. Dezember 2016, B 9 V 3/15 R
[26]). 

Â 

2.

Â 

Im Rahmen der BeweiswÃ¼rdigung kann sich der Senat nur auf die von der Beklagten und
dem KlÃ¤ger vorgelegten Betriebsunterlagen Ã¼ber den BeschÃ¤ftigungsbetrieb VEB S.
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stÃ¼tzen. Beide Beteiligten haben erklÃ¤rt, nicht Ã¼ber weitere Unterlagen zu verfÃ¼gen. 

Â 

Welche â��weiteren Ermittlungen zum Hauptzweckâ�� (so der Schriftsatz der Beklagten
vom 13. Juli 2015) und/oder welche dabei neu aufgefundenen Unterlagen des VEB S. zu der
im Juli 2015 geÃ¤nderten Rechtsauffassung der Beklagten gefÃ¼hrt haben, hat sich nicht
abschlieÃ�end klÃ¤ren lassen. Die Verwaltungsakte (ab rotem Trennblatt) ist insoweit
erkennbar unvollstÃ¤ndig und teilweise nachtrÃ¤glich eingeheftet worden. So fehlt u.a. Bl.
214, auf dem die Feststellung der fehlenden Betriebseigenschaft festgehalten worden sein
soll. Zu den Verwaltungsakten genommen wurde nur der Artikel des Genossen Ober-
Ingenieur F., der allgemeine AusfÃ¼hrungen fÃ¼r die Zeit bis 1980 enthÃ¤lt. Die
aufgefÃ¼hrten 6 ZeugenerklÃ¤rungen aus MÃ¤rz 2013 betreffen lediglich die Frage der
Zahlung von JahresendprÃ¤mien. Sie enthalten keine Aussagen, die RÃ¼ckschlÃ¼sse auf
die Betriebseigenschaft des VEB zulieÃ�en (vgl. Bl. 27 f. Gerichtsakte L 1 RS 20/14).

Â 

Die Beteiligten haben auch auf Nachfrage des Senats keine MÃ¶glichkeiten einer
anderweitigen Ermittlung gemÃ¤Ã� Â§ 103 SGG aufzeigen kÃ¶nnen. Insbesondere hat die
mit der Archivierung betraute Firma R. Logistics der Beklagten unter dem 14. August 2009
die ihr vorliegenden Unterlagen zum VEB S. vorgelegt. Danach seien keine
GrÃ¼ndungsberichte bei der Umwandlung in Kapitalgesellschaften aufgefunden worden. 

Â 

3. 

Â 

Nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G gilt dieses Gesetz fÃ¼r AnsprÃ¼che und Anwartschaften,
die aufgrund der ZugehÃ¶rigkeit zu Zusatz- und Sonderversorgungssystemen im
Beitrittsgebiet erworben worden sind. Der Kreis der potentiell vom AAÃ�G erfassten
Personen umfasst diejenigen Personen, die entweder (1.) durch einen nach Art. 19
Einigungsvertrag (EVertr) bindend gebliebenen Verwaltungsakt der DDR oder einer ihrer
Untergliederungen oder (2.) spÃ¤ter durch eine Rehabilitierungsentscheidung oder (3.)
nach Art. 19 Satz 2 oder 3 EVertr (wieder) in ein Versorgungssystem einbezogen waren
(BSG, Urteil vom 9. April 2002, B 4 RA 31/01 R). 

Â 

a.

Â 

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt keine dieser Voraussetzungen in dem streitigen Zeitraum. Ihm war
keine originÃ¤re Versorgung nach der AVItech zugesagt worden. Er ist auch nicht aufgrund
einer Rehabilitierungsentscheidung nachtrÃ¤glich in ein Versorgungssystem einbezogen
worden. Auch ein rechtsstaatswidriger Entzug einer Versorgungsanwartschaft hat in seinem
Fall nicht stattgefunden.
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Â 

b.

Â 

Eine fiktive Einbeziehung in ein Zusatzversorgungssystem kommt nach der Rechtsprechung
des BSG in Betracht. Wenn aber die ZugehÃ¶rigkeit nach Â§ 1 Abs. 1 S. 1 AAÃ�G im Wege
der Unterstellung vorliegen soll, mÃ¼ssen bestimmte Voraussetzungen erfÃ¼llt sein.
Danach hÃ¤ngt der Anspruch auf eine fiktive Einbeziehung des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 1 der
Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche Altersversorgung der technischen Intelligenz in den
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben vom 17. August 1950 (GBl. DDR I, Nr. 93
S. 844, im Folgenden: VO-AVItech) i.V.m. Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 2. DB von drei Voraussetzungen
ab, die alle zugleich am 30. Juni 1990 vorgelegen haben mÃ¼ssen. 

Â 

Generell war dieses Versorgungssystem eingerichtet fÃ¼r

Â 

Personen, die berechtigt waren, eine bestimmte Berufsbezeichnung zu fÃ¼hren
(persÃ¶nliche Voraussetzung), und

Â 

die entsprechende TÃ¤tigkeiten tatsÃ¤chlich ausgeÃ¼bt haben (sachliche Voraussetzung),
und zwar

Â 

in einem volkseigenen Produktionsbetrieb im Bereich der Industrie oder des Bauwesens
oder einem gleichgestellten Betrieb (betriebliche Voraussetzung).

Â 

Versorgungsrechtlich relevant ist allein die TÃ¤tigkeit in einem
ProduktionsdurchfÃ¼hrungsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens. An dieser
Rechtsprechung des frÃ¼heren 4. Senats des BSG hat der jetzt zustÃ¤ndige 5. Senat
festgehalten (so etwa BSG, Urteile vom 19. Juli 2011, B 5 RS 7/10 R [24] und B 5 RS 4/10 R;
Urteile vom 9. Oktober 2012, B 5 RS 5/12 R [23] und B 5 RS 5/11 R; Urteile vom 20. MÃ¤rz
2013, B 5 RS 3/12 R [24, 25] und B 5 RS 27/12 R [14]). 

Â 

c. 

Â 
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Ob es sich bei dem VEB. S. um einen volkseigenen Produktionsbetrieb im Bereich des
Bauwesens handelte, entscheidet sich nach der insoweit maÃ�geblichen Rechtsprechung
des BSG. Denn nur diese vermag den Begriff des â��volkseigenen Produktionsbetriebs im
Bereich des Bauwesensâ�� zu konkretisieren. Im Bereich des Bauwesens erfasst der Begriff
des Produktionsbetriebs nur solche Betriebe, deren Hauptzweck in der Massenproduktion
von Bauwerken lag. Diese mussten standardisierte Produkte massenhaft ausstoÃ�en und
eine komplette Serienfertigung von gleichartigen Bauwerken zum Gegenstand gehabt
haben. Nur eine unmittelbare industrielle Massenproduktion im Bereich des Bauwesens und
nicht schon das Erbringen von Bauleistungen jeglicher Art soll fÃ¼r die Einbeziehung in die
AVItech von Bedeutung gewesen sein (BSG, Urteil vom 8. Juni 2004, B 4 RA 57/03 R ]23]). 

Â 

Der Gesetzgeber der DDR hatte im Bauwesen zwischen massenhafter Neubauproduktion
und sonstiger BautÃ¤tigkeit differenziert. Deshalb wurde ausdrÃ¼cklich zwischen der
Erstellung von Bauwerken in Massenproduktion einerseits und den Baureparaturbetrieben
andererseits unterschieden. Letztere sollten im Wesentlichen fÃ¼r die Erhaltung der
Bausubstanz, die DurchfÃ¼hrung von Um- und Ausbauten sowie von kleineren Neubauten
zustÃ¤ndig sein. Dies ergibt sich insbesondere aus dem â��Beschluss Ã¼ber die
Anwendung der GrundsÃ¤tze des neuen Ã¶konomischen Systems der Planung und Leitung
der Volkswirtschaft im Bauwesenâ�� vom 14. Juni 1963 (GBl. II Nr. 63 S. 437). Mit der
Konzentration der BaukapazitÃ¤ten in groÃ�en Bau- und Montagekombinaten sollte ein
neuer selbststÃ¤ndiger Zweig der Volkswirtschaft geschaffen werden. Dieser sollte die
Organisierung und DurchfÃ¼hrung der kompletten Serienfertigung von gleichartigen
Bauwerken zum Gegenstand haben. DafÃ¼r war u.a. die Fertigung von standardisierten,
austauschbaren und hochgradig komplettierten Bauelementen und -gruppen im Bauwesen
vorgesehen (Beschluss, S. 438). Die Baumaterialindustrie sollte auf die bedarfsgerechte
Massenproduktion standardisierter Erzeugnisse ausgerichtet werden. Die Standardisierung
von Bauelementen sollte nach einem einheitlichen Baukastensystem erfolgen. Diese sollten
verbindlich als Wiederverwendungsprojekte bestÃ¤tigt werden (Beschluss, S. 443). Den Bau-
Montage-Kombinaten waren spezialisierte Produktionsabteilungen fÃ¼r die Montage, den
Tief- und den Ausbau zuzuordnen (Beschluss S. 446). Dazu zÃ¤hlten auch die
Vorfertigungsindustrie und die Baumaterialienindustrie (Beschluss S. 448). Die fÃ¼r den
komplexen Wohnungsbau zustÃ¤ndigen Wohnungsbaukombinate sollten als
Hauptauftragnehmer die WohngebÃ¤ude und gesellschaftlichen Bauten einschlieÃ�lich der
AuÃ�enanlagen herstellen (Beschluss S. 447). 

Â 

Dabei sind nach Auffassung des BSG solche Betriebe nicht erfasst, die nur vorgelagerte
Aufgaben erfÃ¼llt hatten. Wenn dem Betrieb bloÃ�e Vorbereitungshandlungen zur
eigentlichen BautÃ¤tigkeit das GeprÃ¤ge gegeben haben, sollen sie nicht unmittelbar mit
Massenproduktion beschÃ¤ftigt und damit nicht erfasst gewesen sein (BSG, Urteil vom 28.
September 2011, B 5 RS 8/10 R fÃ¼r â��Projektierungsbetriebeâ��). 

Â 

Auch wenn individuelle KundenwÃ¼nsche in den Vordergrund traten, soll der Bezug zur
industriellen Massenproduktion entfallen sein. Dies soll etwa dann gelten, wenn die
Produktionsweise eines Betriebs von vornherein darauf angelegt war, nach den Vorgaben
des Auftraggebers EinzelstÃ¼cke herzustellen, die in einer vorgegebenen Produktpalette so
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nicht enthalten waren (BSG, Urteil vom 9. Mai 2012, B 5 RS 8/11 [23]). Wurden jedoch
Produkte zwar nach individuellen Vorgaben gefertigt, waren aber in einer vom Hersteller
vorgegebenen Produktpalette enthalten, soll die Eigenschaft als Produktionsbetrieb der
Industrie oder des Bauwesens nicht gefÃ¤hrdet sein (BSG, Urteil vom 9. Oktober 2012, B 5
RS 5/11 R [24]; Urteil vom 9. Oktober 2012, B 5 RS 5/12 R [27]).

Â 

d.

Â 

FÃ¼r die Frage der Einordnung als Produktionsbetrieb im Sinne der genannten
Rechtsprechung des BSG ist auf den rechtsfÃ¤higen BeschÃ¤ftigungsbetrieb abzustellen
(vgl. BSG, Urteil vom 18. Dezember 2003, B 4 RA 20/03 R). UnselbststÃ¤ndige Teile eines
Betriebs oder Kombinats kÃ¶nnen keine Arbeitgeber im Sinne der AVItech sein (BSG, Urteil
vom 7. September 2006, B 4 RA 39/05 R [26]). 

Â 

Deshalb war nicht der Betriebsteil Kombinatsbetrieb Mitte des VEB maÃ�geblich, bei dem
der KlÃ¤ger am 30. Juni 1990 eingesetzt war. Zurecht hat die Beklagte im
Widerspruchsbescheid vom 3. November 2015 darauf abgestellt, dass das juristisch
rechtsfÃ¤hige Kombinat â�� einschlieÃ�lich seiner Betriebsteile â�� zu prÃ¼fen ist.

Â 

e.

Â 

Hat ein VEB am Stichtag 30. Juni 1990 â�� wie hier â�� verschiedene Sparten und
Produktionsgruppen gehabt, so sind der Hauptzweck des Betriebs und der Schwerpunkt der
betrieblichen TÃ¤tigkeit zu ermitteln. Im Rahmen einer â��GeprÃ¤ge-PrÃ¼fungâ�� sind die
jeweiligen Sparten oder Produktionsgruppen nach jeweils einheitlichen MaÃ�stÃ¤ben zu
bewerten und zueinander in Beziehung zu setzen. 

Â 

Dies kÃ¶nnen etwa Umsatz und Ertrag in den jeweiligen TÃ¤tigkeitsbereichen sein (BSG,
Urteil vom 9. Oktober 2012, B 5 RS 5/11 R [27]). Bei dem Kriterium der Kopfzahl der
Mitarbeiter ist zu beachten, dass diese nicht automatisch auf ein entsprechendes
Arbeitsvolumen und einen Anteil an der WertschÃ¶pfung schlieÃ�en lÃ¤sst (BSG, Urteil vom
20. MÃ¤rz 2013, B 5 RS 3/12 R [26]).

Â 

4.
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Â 

Bei Anlegung der genannten BeweismaÃ�stÃ¤be konnte sich der Senat nicht mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon Ã¼berzeugen, dass der
Feststellungsbescheid vom 30. MÃ¤rz 2004 in der Fassung des Ã�nderungs-
Feststellungsbescheids vom 4. Januar 2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
29. MÃ¤rz 2012 Ã¼ber die Einbeziehung des KlÃ¤gers in die AVItech fÃ¼r den Zeitraum
vom 17. September 1973 bis 30. Juni 1990 nach Â§ 8 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Abs. 2 und Â§ 1
Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G von Anfang an rechtswidrig i.S.v. Â§ 45 Abs. 1 SGB X war. Es steht
fÃ¼r den Senat nicht ohne vernÃ¼nftige Restzweifel fest, dass die Voraussetzungen fÃ¼r
eine Einbeziehung des KlÃ¤gers in das AAÃ�G nach der Rechtsprechung des BSG von
Anfang an nicht vorlagen. Dies betrifft insbesondere den hier allein zwischen den
Beteiligten streitigen Begriff des Produktionsbetriebs des Bauwesens.

Â 

a.

Â 

Ein Statut des VEB, das AuskÃ¼nfte Ã¼ber die Aufgabenbereiche und -verteilung der
Betriebsteile des Kombinats zum 30. Juni 1990 geben kÃ¶nnte, liegt nicht vor. Es sind
ebenfalls keine GrÃ¼ndungsberichte Ã¼ber die zum 1. Juli 1990 gegrÃ¼ndeten GmbH
vorhanden.

Â 

Die in den GesellschaftsvertrÃ¤gen zu den neun gegrÃ¼ndeten GmbH formulierten
GeschÃ¤ftszwecke kÃ¶nnen allenfalls Hinweise darauf geben, welchen TÃ¤tigkeitsbereich
der umgewandelte Betreibsteil bis zum 30. Juni 1990 hatte. Denn es ist nicht
auszuschlieÃ�en, dass sich der GeschÃ¤ftszweck Ã¤nderte, etwa wegen des Wegfalls
bestimmter GeschÃ¤ftsfelder.

Â 

SÃ¤mtliche vorgelegten VerÃ¶ffentlichungen aus 1980 oder 1981 sind nicht als
Beweismittel fÃ¼r den Hauptzweck des Betriebs geeignet, weil sie die tatsÃ¤chlichen
Gegebenheiten am 30. Juni 1990 nicht wiedergeben kÃ¶nnen. Sie sind allenfalls Indizien
fÃ¼r die von dem Kombinat am 30. Juni 1990 abgedeckten GeschÃ¤ftsfelder. Das gleiche
gilt fÃ¼r die vom KlÃ¤ger vorgelegten ArbeitsvertrÃ¤ge und -zeugnisse, die aus den
achtziger Jahren stammen.

Â 

b.

Â 

FÃ¼r das Vorliegen der betrieblichen Voraussetzung ist es unerheblich, wie der Betrieb am
Stichtag 30. Juni 1990 organisatorisch der DDR-Planwirtschaft zugeordnet war. Dieser
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Umstand ist allenfalls als bestÃ¤tigendes Hilfskriterium heranzuziehen (BSG, Urteil vom 20.
MÃ¤rz 2013, B 5 RS 3/12 R [25]). 

Â 

Unrichtig ist allerdings die Auffassung des Sozialgerichts, die Zuordnung des VEB sei zum
Bereich â��Verkehrswesenâ�� erfolgt. Die Betriebsnummer des VEB (04118000) sagt
nichts Ã¼ber die zugeordnete Wirtschaftsgruppe (WG) aus. Es handelte sich insoweit um
die WG 20291 mit der Zuordnung zu â��Bauwirtschaftâ�� bzw. â��Tiefbauâ��. Diese
Zuordnung ergibt sich aus der Schlussbilanz zum 31.12.1989, den Eintragungen im
volkseigenen Register und der Betriebsliste der Beklagten. Diese selbst hat im
Berufungsverfahren die Zuordnung bestÃ¤tigt. 

Â 

Die erfolgte Zuordnung zu einer WG â��Bauwirtschaftâ�� bzw. â��Tiefbauâ�� wÃ¼rde
dennoch â�� wenigstens als Hilfskriterium â�� gegen die Auffassung der Beklagten
sprechen.

Â 

c.

Â 

DarÃ¼ber hinaus hat sich nicht mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
ausschlieÃ�en lassen, dass zum Stichtag 30. Juni 1990 die industrielle (Massen-)
Bauproduktion dem VEB S. das GeprÃ¤ge gegeben hatte. 

Â 

a.a.

Â 

Die â��GeprÃ¤ge-PrÃ¼fungâ�� mit dem Ziel der Ermittlung des Hauptzwecks des VEB S.
war in vorliegendem Fall erforderlich. Denn der VEB bestand aus verschiedenen
Betriebsteilen, die am 30. Juni 1990 unterschiedlichste Produkte in den Bereichen
Betonerzeugung, StraÃ�en- und Tiefbau, Ingenieurleistungen, GrÃ¼nanlagen sowie
Landschaftsgestaltung anboten. Im Rahmen der durchzufÃ¼hrenden â��GeprÃ¤ge-
PrÃ¼fungâ�� waren die jeweiligen Sparten oder Produktionsgruppen der verschiedenen
Betriebsteile nach einheitlichen MaÃ�stÃ¤ben zu bewerten und zueinander in Beziehung zu
setzen. Eine solche PrÃ¼fung ist von der Beklagten nicht nachvollziehbar dargelegt
worden. 

Â 

Soweit diese in der mÃ¼ndlichen Verhandlung des Rechtsstreits dargelegt hat, der
Aufgabenbereich des VEB S. sei allein auf den StraÃ�en- und Tiefbau sowie den
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BrÃ¼ckenbau beschrÃ¤nkt gewesen, Ã¼berzeugt dies den Senat nicht. Denn aus den
vorliegenden Betriebsunterlagen und auch den Arbeitszeugnissen des KlÃ¤gers ergibt sich,
dass zum Leistungsumfang weitere Leistungen im Bauwesen gehÃ¶rten. So erfolgte etwa
die Herstellung von Fertigbauelementen fÃ¼r SammelkanÃ¤le, der Bau gesellschaftlicher
Einrichtungen und Hallen, die Herstellung von Transportbeton oder die Herstellung
glasfaserverstÃ¤rkter Polyesterharzprodukte. 

Â 

b.b.

Â 

Auf die GeprÃ¤ge-PrÃ¼fung kÃ¶nnte verzichtet werden, wenn mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit feststÃ¼nde, dass sÃ¤mtliche Produktionssparten des VEB von
vornherein nicht den Hauptzweck in der Massenproduktion von Bauwerken hatten. FÃ¼r
diesen Fall wÃ¼rde sich die Ermittlung des Schwerpunkts des Produktionsbereichs
erÃ¼brigen. Davon konnte sich der Senat jedoch nicht Ã¼berzeugen. 

Â 

Die Auffassung der Beklagten, Arbeiten im Tiefbaubereich gehÃ¶rten nach der
Rechtsprechung des BSG zu den nicht erfassten, sog. bauvorbereitenden MaÃ�nahmen,
Ã¼berzeugt auch nicht uneingeschrÃ¤nkt. Denn wÃ¤hrend eine â��Projektierungâ�� von
baulichen Anlagen der eigentlichen Errichtung von Bauwerken vorgelagert sein kann (so:
BSG, Urteil vom 28. September 2011, a.a.O.), kÃ¶nnte der Tiefbau â�� etwa in Form der
Erstellung der Fundamente oder der Errichtung von Versorgungszuleitungen â�� vor dem
eigentlichen Errichten von GebÃ¤uden durchaus als unmittelbare bauliche TÃ¤tigkeit
anzusehen sein.

Â 

Schon der â��Beschluss Ã¼ber die Anwendung der GrundsÃ¤tze des neuen
Ã¶konomischen Systems der Planung und Leitung der Volkswirtschaft im Bauwesenâ�� legt
nahe, dass zu den Bau- und Montagekombinaten auch die Erbringung von
Tiefbauleistungen im Zusammenhang mit dem komplexen Wohnungsbau gehÃ¶ren konnte.
Denn den Bau-Montage-Kombinaten sollten spezialisierte Produktionsabteilungen fÃ¼r die
Montage, den Tief- und den Ausbau zugeordnet werden (Beschluss S. 446). Die
Wohnungsbaukombinate sollten als Hauptauftragnehmer die WohngebÃ¤ude und
gesellschaftlichen Bauten einschlieÃ�lich der AuÃ�enanlagen herstellen (Beschluss S. 447).

Â 

Auch das vom KlÃ¤ger vorgelegte Dokument TGL 7798 Ã¼ber eine
â��FlÃ¤chenberechnung GebÃ¤ude und bauliche Anlagenâ�� lÃ¤sst es zumindest fÃ¼r
mÃ¶glich erscheinen, dass der Tiefbau in der DDR Teil einer seriellen Massenproduktion
von Bauwerken gewesen sein konnte. Denn nach der dortigen Definition waren
â��Bauwerkeâ�� ein Sammelbegriff fÃ¼r GebÃ¤ude und bauliche Anlagen. Zu den
baulichen Anlagen konnten Verkehrs-, Tief- und Wasserbauten sowie alle sonstigen
Bauwerke, die nicht zu den GebÃ¤uden zÃ¤hlen, gehÃ¶ren.
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Â 

Die vorgesehene Fertigung von standardisierten Bauelementen und -gruppen im Bauwesen
(Beschluss, S. 438) kann etwa in der vom KlÃ¤ger genannten Sammelkanal-Bauweise
umgesetzt worden sein. Nach seiner Darstellung wurden die dafÃ¼r benÃ¶tigten Fertigteile
im VEB S. selbst und massenhaft angefertigt. Es ist auch nicht fernliegend, dass dieser eine
Standardisierung von Bauelementen nach einem einheitlichen Baukastensystem
durchfÃ¼hrte, die als Wiederverwendungsprojekte bestÃ¤tigt wurden (Beschluss, S. 443).
Denn aus dem vom KlÃ¤ger vorgelegten â��Katalogwerk Bauwesenâ�� der Bauakademie
der DDR ergibt sich, dass bestimmte Produkte des VEB S. in den Bereichen Wohnungs- und
Gesellschaftsbau sowie StraÃ�en-, Ingenieur- und Tiefbau gelistet waren (u.a. bauliche
Anlagen fÃ¼r FreiflÃ¤chenbegrenzungen und -gestaltung, EntwÃ¤sserungs- und
FernwÃ¤rmeleitungen, Kabelanlagen, SammelkanÃ¤le, WohnstraÃ�en). 

Â 

Es ist auch nicht eindeutig erkennbar, dass der VEB mit seinen Betriebsteilen nur oder im
Schwerpunkt als Baureparaturbetrieb fÃ¼r die Erhaltung der Bausubstanz, die
DurchfÃ¼hrung von Um- und Ausbauten sowie von kleineren Neubauten zustÃ¤ndig sein
sollte. Schon die in den Dienstzeugnissen des KlÃ¤gers genannten Aufgabenbereiche
sprechen dagegen.

Â 

c.c.

Â 

Es lÃ¤sst sich auch nicht mit der erforderlichen mit an Sicherheit grenzenden
Wahrscheinlichkeit feststellen, dass die TÃ¤tigkeitsfelder des VEB schon nach den in
stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG entwickelten Kataloggruppen ausgeschlossen
gewesen wÃ¤ren.

Â 

Der Auffassung der Beklagten, die TÃ¤tigkeitsfelder des VEB schieden von vornherein als
Produktionsbetriebe des Bauwesens aus, kann der Senat nicht zweifelsfrei zustimmen.
Denn wÃ¤hrend eine â��Projektierungâ�� von baulichen Anlagen der eigentlichen
Errichtung von Bauwerken vorgelagert sein mag (so: BSG, Urteil vom 28. September 2011,
a.a.O.), kÃ¶nnten zumindest Teile der Produktionsbereiche des Kombinats â�� so etwa die
massenhafte Herstellung von Beton und Betonfertigteilen sowie deren Verbau â�� einen
unmittelbaren Bezug zu einer baulichen Massenproduktion aufweisen.

Â 

Die vorliegenden Betriebsunterlagen lassen auch nicht den zwingenden Schluss zu, dass
fÃ¼r die gesamte Produktpalette des VEB individuelle KundenwÃ¼nsche in den
Vordergrund getreten oder allein nach den Vorgaben des Auftraggebers EinzelstÃ¼cke
herzustellen gewesen wÃ¤ren. Nur dann wÃ¼rde der Bezug zur industriellen
Massenproduktion â�� ohne weitere PrÃ¼fungspflichten â�� entfallen (BSG, Urteil vom 9.
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Mai 2012, B 5 RS 8/11 [23]). 

Â 

d.

Â 

Auch der Senat ist â�� unter Zugrundelegung sÃ¤mtlicher vorliegender Betriebsunterlagen
â�� nicht in der Lage, festzustellen, welche Produktion dem VEB am 30. Juni 1990 das
GeprÃ¤ge gegeben hatte. Denn die nach MaÃ�gabe des BSG zu prÃ¼fenden Kriterien
konnten hier nicht ermittelt werden.

Â 

Im Rahmen einer â��GeprÃ¤ge-PrÃ¼fungâ�� sind die jeweiligen Sparten oder
Produktionsgruppen nach jeweils einheitlichen MaÃ�stÃ¤ben zu bewerten und zueinander
in Beziehung zu setzen. Tatsachenfeststellungen zu den einzelnen Betriebsteilen des VEB
zum Umsatz und Ertrag oder auch zu der Kopfzahl der Mitarbeiter fehlen aber.

Â 

Die vorlÃ¤ufige Schlussbilanz des VEB vom 28. Februar 1990 (Bilanzsumme 282.929 TM
und Gewinn von 5.538 TM) ist nicht geeignet, irgendeine Aussage zu den Schwerpunkten
und dem Hauptzweck des VEB am 30. Juni 1990 zu treffen. Gleiches gilt fÃ¼r die den
jeweiligen GesellschaftsvertrÃ¤gen der GmbH beigefÃ¼gten Bilanzsummen. Diese
enthalten nur Angaben Ã¼ber das Anlage- und UmlaufvermÃ¶gen, das Eigenkapital,
RÃ¼ckstellungen, Verbindlichkeiten, Rechnungsabschlussposten und den Bilanzgewinn. Die
Bilanzsummen der einzelnen Betriebsteile lieÃ�en sich zwar gegenÃ¼ber der
Gesamtbilanzsumme ins VerhÃ¤ltnis setzen. RÃ¼ckschlÃ¼sse auf den Hauptzweck des
VEB wÃ¤ren jedoch schon deshalb nicht mÃ¶glich, weil der Inhalt der in den verschiedenen
Betriebsteilen angebotenen Produktpaletten nicht hinreichend feststeht. 

Â 

Die AusfÃ¼hrungen in den vorgelegten Druckerzeugnissen zu den Aufgabenbereichen des
VEB sind schon deshalb keine geeigneten Mittel zur GeprÃ¤ge-PrÃ¼fung, weil diese aus
1980/1981 stammen.

Â 

C.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG.

Â 
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Die Revision war nicht zuzulassen, weil ZulassungsgrÃ¼nde i. S. von Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht vorliegen. Insbesondere weicht der Senat nicht von der Rechtsprechung des BSG ab.

Erstellt am: 01.02.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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